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Flächennutzungsplan, 14. Änderung und Bebauungsplan Nr. 21 der Gemeinde 

Kastorf 

 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 

Baugesetzbuch (BauGB) 

 

 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vielen Dank für die Bereitstellung der Unterlagen zu vorstehend genannter Planung. Es wird 

wie folgt Stellung genommen 

 

1 

Die in der AG-29 zusammengeschlossenen Naturschutzverbände verweisen hinsichtlich des 

Umfanges und des Detaillierungsgrades der Umweltprüfung auf die in § 2 (4) und § 2a (2) 

BauGB sowie in der Anlage 1 des BauGB festgelegten Standards. 
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Die im Kurzbericht aufgeführten Maßnahmen zum Klimaschutz und Grünordnung werden 

begrüßt.  
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Da gemäß dem Kurzbericht eine anhaltende Nachfrage nach Wohnraum besteht, ist u. E. die 

Bebauung mit Einzelhäusern zu beschränken. Ihr Ressourcen- und Flächenverbrauch ist 

sehr hoch, sie widersprechen somit den gesetzlichen Vorgaben, die einen sparsamen Um-

gang mit Grund und Boden definieren (§ 1a Abs. 2 BauGB). 
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Auf S. 5 des Konzeptes steht zum Planinhalt:  
 
Die Festsetzungen im Bebauungsplan orientieren sich an den Regelungen des benachbarten 
Bebauungsplanes Nr. 17. Die Art der baulichen Nutzung wird, den bereits entwickelten 
Planungsüberlegungen der Gemeinde folgend, als Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO 
festgesetzt. 
 
Dem möchte der BUND widersprechen. In dem seit 1992 wirksamen Flächennutzungsplan 
der Gemeinde Kastorf ist die Fläche als Fläche für Landwirtschaft dargestellt. Sie schließt 
direkt an den Siedlungskörper der Gemeinde an (B-Plan Nr. 17), der allerdings nach § 13b 
BauGB im beschleunigten Verfahren entwickelt wurde. 
  
Das Urteil vom Bundesverwaltungsgericht vom 18. Juli 2023, das der BUND Hessen erstritten 
hat, hat die mit dem B-Plan Nr. 17 ebenfalls in Kastorf stattgefundene Bauentwicklung 
eindämmen wollen, ܫächenfressende Einfamilienhaussiedlungen in dörܫichen Gegenden im 
Außenbereich zu errichten. Diese Praxis ist durch das Urteil verboten worden und die Belange 
des Naturschutzes wurden durch dieses Urteil gestärkt. Diese Entscheidung des BVG 
gewichtet die Rechte zukünftiger Generationen stärker als bisher, was auch in Kastorf 
beachtet und umgesetzt werden muss. Daher ist die von der Gemeinde geplante 
Bauleitplanung unseres Erachtens mit einer Orientierung an dem B-Plan Nr. 17 unzulässig: 
„Die Art der baulichen Nutzung wird, den bereits entwickelten Planungsüberlegungen der 
Gemeinde folgend, als Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO festgesetzt“, Es soll also ein 
weiteres sehr konventionelles Wohnprojekt entwickelt werden mit ܫächenfressender Struktur, 
das laut Urteil des BVG nicht mehr zulässig ist, denn das Plangebiet beܪndet sich außerhalb 
der Geltungsbereiche rechtskräftiger Bebauungspläne und ist dem Außenbereich im Sinne 
des § 35 BauGB zuzuordnen. 
  
Der Paragraph 35 sagt Folgendes:  
 
(1) Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen (…) 
(2) (…) 
(3) Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange liegt insbesondere vor, wenn das 
Vorhaben 
1. den Darstellungen des Flächennutzungsplans widerspricht 
2. den Darstellungen eines Landschaftsplans oder sonstigen Plans, insbesondere des 
Wasser-, Abfall- oder Immissionsschutzrechts, widerspricht,  
sowie  
5.   Belange des Naturschutzes und der Landschaftspܫege, des Bodenschutzes, des 
Denkmalschutzes oder die natürliche Eigenart der Landschaft und ihren Erholungswert 
beeinträchtigt oder das Orts- und Landschaftsbild verunstaltet, 
 
Der BUND weist darauf hin, dass der Paragraph § 35 BauGB ein Ausweisen als Wohngebiet 
nicht abdeckt, denn der z.Z. gültige F- Plan der Gemeinde steht dem entgegen. Er weist die 
betreffende Fläche als Fläche für die Landwirtschaft aus. Außerdem ist Grünland betroffen, 
eine schutzwürdige und unter besonderen Auܫagen stehende Flächennutzungsform, die in 
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Schleswig-Holstein unter extremem Schwund leidet mit allen negativen Folgen für die auf 
diesen Lebensraum angewiesenen Arten. Gerade Wiesenbrüter sind hiervon betroffen. 
 
Zur weiteren Begründung möchte der BUND auf den Grundsatz des BnatSchG hinweisen:     
 
§1 BnatSchG Satz 5 
 
Die erneute Inanspruchnahme bereits bebauter Flächen sowie die Bebauung unbebauter 
Flächen im beplanten und unbeplanten Innenbereich, soweit sie nicht als Grünܫäche oder 
als anderer Freiraum für die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspܫege vorgesehen oder erforderlich sind, hat Vorrang vor der 
Inanspruchnahme von Freiܫächen im Außenbereich. 
 
Und im BauGB steht analog: 
 
§1 (6) BauGB: 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen: 
 
7. die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspܫege, insbesondere 
 
a) die Auswirkungen auf Tiere, Pܫanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt,     
 
b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes, 
 
§ 1a BauGB 
 
Weitere Vorschriften zum Umweltschutz ergänzen die Richtlinie:  
 
(1) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die nachfolgenden Vorschriften zum 
Umweltschutz anzuwenden 
(2) Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur 
Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die 
Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung 
von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen 
sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als 
Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt 
werden. Die Grundsätze nach den Sätzen 1 und 2 sind in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 
zu berücksichtigen. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald 
genutzter Flächen soll begründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten 
der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachܫächen, 
Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.  
. 
Es soll laut BauGB § 1a landwirtschaftlich genutzte Flächen nur mit guter Begründung 
umgewidmet werden dürfen, die u.E. in den Planungsunterlagen fehlt. Nur weil ein 
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